Pressemitteilung
Berliner Wassertisch                                                                                   Berlin, 27. Oktober 2006



* Berliner Wassertisch fordert Rückkauf und Demokratisierung der BWB 

* Am 29. Oktober jährt sich die Teilprivatisierung der BWB zum verflixten siebten Mal


(Berlin, 27.10.) Mit einer symbolischen Schließung der RWE-Niederlassung und des Veolia-Büros in Berlin hat der Berliner Wassertisch die Rückabwicklung der Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe (BWB) und ihre direkte demokratische Kontrolle durch die EinwohnerInnen der Stadt gefordert. Am 29. Oktober 1999 hatte die Große Koalition den Verkauf von 49,9 Prozent des Berliner Wasserversorgers an die beiden Konzerne RWE (Essen) und Veolia (Paris) abgesegnet.

"Angesichts  der desaströsen sozialen Folgen der Teilprivatisierung der Wasserbetriebe ist es im verflixten siebten Jahr Zeit, dass der Verkauf rückgängig gemacht wird", sagte Dorothea Härlin, Aktivistin beim Berliner Wassertisch. Seit 1999 sind fast 1200 Arbeitsplätze abgebaut worden, weitere 1000 sollen nach Plänen der BWB folgen. Allein seit 2004 wurde der Wasserpreis um fast 23 Prozent angehoben. Zudem fielen aufgrund des Rückgangs von Investitionen um 50 Prozent tausende von Arbeitsplätzen in Zulieferbetrieben weg.

"Auch angesichts der verschärften Finanzsituation Berlins nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ist eine Rückabwicklung dringend geboten", ergänzte Alexis Passadakis, aktiv beim Berliner Wassertisch. "Schließlich haben die Privaten aufgrund der im geheimen Konsortialvertrag festgelegten ‚disproportionalen Gewinnverteilung’ allein zwischen 2000 und 2005 ganze 495 Millionen Euro Gewinne erhalten, während sich das Land mit lediglich 171 Millionen Euro begnügen musste." (Angaben nach der ZDF-Sendung Panorama). „Wegen Profitüberschwemmung schließen wir die Büros von RWE und Veolia in Berlin, weil die Teilprivatisierung zu einem permanenten Kapitalabfluss aus der ohnehin armen Hauptstadt führt.“
Als einen Skandal wertet der Berlin Wassertisch die Renditegarantie, die der Senat mit  RWE und Veolia vereinbart hatte. Das Land ist dabei gemäß dem geheimen Vertragswerk verpflichtet, RWE und Veolia eine Rendite zu von über acht Prozent zukommen zu lassen. Dies belastet auch den Landeshaushalt. Passadakis: „Die Rückabwicklung der Privatisierung der BWB wäre für das Land günstiger, als den Vertrag wie vereinbart bis 2029 laufen zu lassen. Der alte rot-rote Senat sah dazu trotz katastrophaler Haushaltslage keine Veranlassung.“
Der Berliner Wassertisch ist ein neues Aktionsbündnis, dass sich für eine Rekommunalisierung und Demokratisisierung der BWB einsetzt. Die Aktion fand im Rahmen der weltweiten Kampagne gegen Wasserprivatisierung „Blue October“ statt.
Mehr Infos:       Alexis Passadakis: 0170-2684445, 030-50187650
                          Dorothea Härlin: 0162-8941584, 030-6936515


Der Berliner Wassertisch im Internet: www.berliner-wassertisch.net
„Blue October“-Kampagne im Netz: www.blueoctobercampaign.org
